
Aktenzeichen: 1 ABR 24/92Bundesarbeitsgericht 1. Senat Beschluß vom 15. Dezember 1992

I. Arbeitsgericht Kassel

- 1 ABR 24/92 -
Beschluß vom 13. Dezember 1990- 4 BV 9/90 -

II. Landesarbeitsgericht Frankfurt am Main Beschluß vom 12. November 1991 - 5 TaBV 7/91 -
Für die Amtliche Sammlung: Für die Fachpresse : Für das Bundesarchiv :

NeinNeinNein

Entscheidungsstichwort:
Überwachungseinrichtung i.S. von § 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG

Gesetz: BetrVG § 87 Abs. 1 Nr. 6, § 87 Abs. 1 Eingangssatz; LRTV für Arbeiter in der Eisen-, Metall- und Elektroindustrie des Dan-des Hessen vom 15. Januar 1982 § 5 Nr. 9
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1 AIR 24/93
5 TaBV 7/91 Frankfurt am Main

Im Namen des Volkes!Verkündet am 
15. Deseefeer 1992 B e s c h l u ßZeuner,
Amtsinspektor
als Urkundsbeamter In dem Be Schlußver f ahren
der Geschäftsstelle

unter Beteiligung

PP.

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Anhörung vom 15, Dezember .1992 dur0k Präsi­
denten Professor Dr. Kissel, die Richter Professor Dr. Wel­
ler und Dr. Rost sowie die ehrenamtlichen Richter Mager und
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Die Rechtsbeschwerde des Arbeitgebers gegen den 
Beschluß des Landesarbeitsgerichts Frankfurt am Main vom 12. November 1991 - 5 TaBV 7/91 - wird zurückgewiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  l

G r ü n d e  ;

A. Arbeitgeber und Betriebsrat streiten darüber, ob die Einfüh­
rung und Anwendung eines Datenerfassungsgerätes UNIDAT M 16/IPAS 
zur Vorgabezeitermittlung mitbestimmungspflichtig ist.

Antragsteller ist der Betriebsrat des Werks K des Ar­
beitgebers, eines Unternehmens der Automobilindustrie. Im Betrieb 
sind etwa 3.900 Arbeitnehmer beschäftigt.

Im Betrieb des Arbeitgebers wird im Zeitakkord unter Verwen­
dung des Zeitermittlungsverfahrens MTM (Methods Time Measurement) 
zur Vorgabezeitermittlung gearbeitet.

Seit mehreren Jahren verhandeln die Beteiligten über die 
Einführung von rechnergestützten Zeitaufnahmegeräten. Der Arbeit­
geber hat sich 1990 für die Einführung des universellen Datener­
fassungssystems UNIDAT M 16 entschieden und es seit 7, November 
1990 eingesetzt.

Der kraft Verbandszugehörigkeit des Arbeitgebers anzuwenden­
de Lohnrahmentarifvertrag für Arbeiter in der Eisen-, Metall- und 
Elektroindustrie des Landes Hessen vom 15. Januar 1902 (im fol-
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genden: LÄTV) regelt detailliert die Anforderungen an Vorgabe­
zeitermittlungen durch den Arbeitgeber. Im einzelnen heißt es 
unter § 5 (Akkordarbeit):

"1. Betriebsvereinbarung über die Einführung 
von Akkordarbeit

Zwischen Geschäftsleitung und Betriebsrat ist 
zu vereinbaren, ob und wo in Akkord gearbeitet 
wird. Die technischen und organisatorischen 
Voraussetzungen müssen gegeben sein.

9. Vorgabezeitermittlung
a) Die Ermittlung der Vorgabezeiten und Daten 

erfolgt auf der Grundlage der Normallei­
stung (Ziffer 3 Buchstabe b) nach Methoden, 
die auf arbeitswissenschaftlichen Erkennt­
nissen beruhen. Die Methode ist mit dem Be­
triebsrat zu vereinbaren. Stück- bzw. Geld­
akkorde sind ebenfalls auf der Grundlage 
der Normalleistung zu ermitteln*).
Methoden vorbestimmter Zeiten« die zur 
Vorgabezeitermittlung Anwendung finden sol­len, sind zulässig. Die Tarifvertragspar­
teien sind vor der Einführung rechtzeitig, 
d.h. spätestens bei Beginn der Gespräche 
zwischen Geschäftsleitung und Betriebsrat, 
zu unterrichten und beratend einzuschalten; 
gleichzeitig vereinbaren die Tarifvertrags­
parteien für solche Vorgabezeiten (analy­
sierte Zeitwerte) den betrieblich anzuwen­
denden Normalzeitkorrekturfaktor**). Die 
über die Einführung von Methoden vorbe­
stimmter Zeiten zur Vorgabezeitermittlung 
abzuschließende Betriebsvereinbarung bedarf vor Inkrafttreten der schriftlichen Zustim­
mung der Tarifvertragsparteien.

*) Protokollnotiz;
Es wird empfohlen, Stück- und Geldakkorde auf 
Zeitakkorde umzustellen,

**) Protokollnotiz;
Die Tarifvertragsparteien behalten sieb vor» 
für bestimmte Methoden vorbestimmter Zeiten jeweils einen einheitlichen Normalzeit-Korrek­
turfaktor tariflich zu vereinbaren.
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Beabsichtigt ein Betrieb andere als die 
vorgenannten Verfahren (die nicht auf der 
Normalleistung beruhen oder nicht Systeme 
vorbestimmter Zeiten sind) anzuwenden, so 
bedarf dies einer Vereinbarung durch die 
Tarifvertragsparteien.

b) Die Ermittlung der Vorgabezeiten erfolgt in 
der Regel durch Zeitaufnahmen. Sie kann 
z.B. auch durch Rechnen, Schätzen, Verglei­
chen, Zusammensetzen und Interpolieren er­
folgen.
Die Ermittlung der Vorgabezeiten obliegt 
den von der Werksleitung Beauftragten. Sie 
müssen die für ihren betrieblichen Einsatz­
zweck erforderlichen fachlichen Kenntnisse 
besitzen.
Vor Zeitaufnahmen sollen Arbeitsstudien 
(ArbeitsablaufStudien, Zeitstudien, Ver­teilzeitstudien, evtl, erforderliche Erho­
lungszeitermittlung) durchgeführt werden.
Um einen ordnungsgemäßen Ablauf bei Zeit­
aufnahmen zu gewährleisten, sind folgende 
Voraussetzungen notwendig:
aa) Festlegung des Arbeitsablaufes und der 

Arbeitsteilvorgänge,
bb) Beschreibung der Arbeitsumstände

einschließlich technischer Bedingungen,
cc) notwendige Arbeitsunterweisung.

Die Vorgabezeitermittlung umfaßt die 
Festlegung bzw. Bestimmung der Grundzeit» 
der Rüstzeit, der Verteilzeit und soweit 
erforderlich der Erholungszeit. In der 
Grundzeit bzw. Rüstzeit können überwa- 
chungs- und arbeitsablaufbedingte Wartezei­ten enthalten sein.
Die Zeiten werden im Fortschrittszeit­verfahren oder im Einzelzeitverfahren auf­
genommen unter Verwendung von Zeitmeßgerä­
ten.

c) Vor Zeitaufnahmen ist dem Akkordlohnar­
beiter über Art und Absicht rechtzeitig 
Mitteilung zu machen. Der Betriebsrat ist 
ebenfalls über Zeitaufnahmen zu informie­
ren. Die Durchführung der Zeitaufnahmen 
wird davon nicht berührt.
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d) Bei Zeitaufnahmen zum Zweck der Vor­
gabezeitermittlung hat der Zeitstudienmann 
so vorzugehen, daß das von ihm festgestell­
te Ergebnis jederzeit nachgeprüft werden 
kann.
Jeder Aufnahmebogen ist eine Urkunde und 
darf nicht mit Bleistift ausgefüllt werden.
Die Auswertungsbogen müssen alle notwendi­
gen Angaben einschließlich der Nebenberech­
nungen enthalten. Dazu gehören: Name des 
Akkordlohnarbeiters und des Arbeitsstudien­
mannes, Angaben über den Arbeitsplatz, 
Werkstück, Werkstoffe, z.B. Gewicht, Abma­
ße, Arbeitsaufgabe, Hilfsmittel, Werkzeuge, Hilfskräfte sowie der Einsatz von Einrich­
tern.
Die Herkunft von Verteil- und ggf. Erho­lungszeitprozentsätzen muß ersichtlich 
sein.
Werden bei einer Zeitaufnahme mehrere Auf­
nahmebogen verwandt, so sind diese fortlau­fend zu numerieren. Beginn und Ende der Zeitaufnahme werden auf den Zeitaufnahmebo­
gen vermerkt und dem Arbeitnehmer auf Wunsch mitgeteilt.
Das Original oder Mikrofilme oder sonstige 
Ablichtungen des Zeitaufnahmebogens sind aufzubewahren.
Insbesondere müssen die während der Zeit­
aufnahme gemachten Aufzeichnungen über die gemessenen Zeiten, die festgestellten Lei­
stungsgrade, etwaige Unterbrechungen und sonstiges übersichtlich und eindeutig sein.
Im einzelnen hat bei der Zeitaufnahme zum Zweck der Vorgabezeitermittlung der Zeit­
studienmann
aa) seinen Standort so zu wählen* daß er 

alle aufzunehmenden Arbeitsvorgänge be­obachten kann,
bb) Zeitaufnahmebogen zu verwenden, die der 

angewandten Methode entsprechen.
Der Leistungsgrad ist während der Zeit­
aufnahme so oft wie möglich zu. schät­
zen. Bei kurzzyklischen Teilvorgängen 
können mehrere Teilvorgänge beim Lei­
stungsgradschätzen zusammengefaßt beur­teilt werden.
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Aus den eingetragenen Leistungsgraden 
wird das gewogene Mittel errechnet, das 
auf eine volle Prozentzahl aufzurunden 
ist.
Den Arbeitnehmern ist auf Wunsch nach 
der Zeitaufnahme der geschätzte 
Leistungsgrad bekanntzugeben.
Die Zusammensetzung der gesamten Vorga­
bezeit nach den verschiedenen Zeitarten muß aus dem Aufnahmebogen ersichtlich 
sein.

10. Verteilzeit
In der festgesetzten Akkordvorgabe muß ein 
ausreichender Zuschlag für sachliche und 
persönliche Verteilzeit enthalten sein, der 
je nach der Art der Bearbeitung, den Werk­
stattverhältnissen und den Betriebsmitteln vorzugeben ist.
Die Verteilzeit wird aufgrund von Verteil­
zeitaufnahmen oder Multimomentaufnahmen 
nach den tatsächlichen betrieblichen Gege­
benheiten ermittelt.
Die Verteilzeit enthält die Zeiten, die 
wegen unregelmäßigen Auftretens nicht bei 
jeder Zeitaufnahme ordnungsgemäß erfaßt 
werden können.
Die Verteilzeitaufnahmen sind grundsätzlich 
über die Dauer einer Woche durchzuführen. 
Jede aufgenommene Schicht ist zeitlich 
vollständig zu erfassen.
Das Verfahren zur Ermittlung der Verteil­
zeit (Verteilzeitstudien oder Multimoment­
aufnahmen) und der Anwendungsbereich sind 
zwischen Geschäftsleitung und Betriebsrat 
zu vereinbaren. Das gleiche gilt für die 
Form der Anwendung der Verteilzeit (Be­
standteil der Vorgabezeit oder Pausen).

11. Erholungszeit
Um die Gesundheitsgefährdung bei normaler Leistung auszuschließen, muß die Vorgabe­
zeit ggf. einen Zuschlag für Erholung?zeit 
enthalten, soweit diese nicht bereits in 
der Verteilzeit bzw. den unbeeinflußbaren 
Zeiten hinreichend Berücksichtigung erfah­
ren hat.
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12. Rüstzeit
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Di® Rüstzeitermittlung erfolgt entsprechend 
den Bestimmungen der Vorgabezeitermittlung 
einschließlich Verteilzeit und ggf. Erho­
lungszeit.
Muß während der Ausführungszeit eines Auf­
trages oder einer Losgröße eine Unterbre­
chung durch einen anderen Auftrag erfolgen, 
so ist bei Wiederaufnahme des ersten Auf­
trages die erforderliche Rüstzeit vorzuge­
ben. Die Auftragsfolge ist dabei zu berück­sichtigen. "

Di® Vorgabezeitermittlung erfolgte bis zum Jahre 1990 unter 
Verwendung von Uhren und Aufnahmebögen durch den Zeitstudienmann. 
Auf den lögen wurden die einzelnen Arbeitsschritte handschrift­
lich notiert und die dafür benötigte Zeit eingetragen.

Das seitdem verwendete Zeitaufnahmegerät UNIDAT M 16 weist 
nach dessen Benutzerhandbuch folgende Leistungsmerkmale auf:

"Optimale und zeitsparende Vorbereitung vpn Zeit­aufnahmen durch Kopieren und Verändern vorhande­
ner Ablaufbeschreibungen.

Die Zeitaufnahme-Beschreibung können Sie im UNI- 
DAT M 16 direkt eingeben. Ablaufabschnitte lassen 
sich durch Texteingabe, Planzeit’- und Ablaufart- 
Beschreibung 3-stufig dokumentieren.
Die komplette Datenerfassung wird im Dialog durch 
moderne Fenstertechnik und Hilfsfunktionen bei 
freier Daten-Selektierung unterstützt.
UNIDAT M 16 berücksichtigt die Anforderungen 
aller Aufgaben und Methoden bei der Datenerfas­
sung und Zeitanalyse vor Ort...

- zyklische und nichtzyklische Zeitaufnahmen- Verteilzeit- und Ablaufuntersuchungen
- Einzel-, Gruppen- und MehrStellenbeob­

achtungen- Multimoment-Studien
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Auswertungsergebnisse (z.B. Epsilon ...) können 
während der Erfassung angezeigt werden.
Übernahme vorbereiteter Zeitaufnahmedaten aus 
IPAS bzw. Übergabe der mit UNIDAT M 16 aufgenom­
menen Daten an IPAS zur Weiterverarbeitung (z.B. 
Planzeiten, Zeitart-Aufbereitung...).
Die Ergebnisse können direkt über einen ange­schlossenen Drucker ausgegeben werden.
1.11 Technische Daten:
Speicherkapazität: - RechnerSpeicher 384 KB ROM,

aufrüstbar auf 640 KB 
- Speicherkarten 128 KB (wie 
Disketten benutzbar) 
optional

Betriebssystem: - MS-DOS 2.11 kompatibel auf
256 KB ROM mit

- Textverarbeitung, Adreßver- 
waltung

- Tabellenkalkulation 
(Lotus 1-2-3 kompatibel)

- Terminkalender, Taschenrech­
ner und Systemuhr

Prozessor: - Intel 80C88 4,9 MHz PC-Standard
Bildschirm: - Supertwist Technologie (LCD)/

40 X 8 Zeichen 
- stufenlos verstellbar und 
entspiegelt

Schnittstellen: parallele Schnittstelle (optional
RS 232) ..."

Die Gerätebeschreibung lautet:

"Das UNIDAT M 16 verfügt über eine parallele 
Schnittstelle, an die Ihr Drucker zur Direktaus­
wertung angeschlossen wird.
Die Auswertungskriterien erfassen Sie am UNIDAT 
M 16. Es wird das Urprotokoll ausgedruckt.
Über die gleiche Schnittstelle können Sie das UNIDAT M 16 mit einem Kabel an die parallele 
Schnittstelle Ihres Computers anschließen und die 
Auswertungen mit dem Programm-Paket-IPAS durch­führen .
Ebenso können die unter IPAS vorbereiteten Auf­
nahmen übertragen werden.
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Diese Variante ermöglicht Ihnen ausführlichere 
Auswertungen und Vorbereitungen der Aufnahmen.
Die Weiterbearbeitung für Planzeiten, SVZ-, MM- 
Analysen usw. ist auf der PC-Seite unter IPAS 
komfortabel gelöst.
Noch mehr Vorteile bietet der Einsatz der Spei­
cherkarten. Diese Karten sind wie Disketten ein- 
setzbar und schaffen somit eine ideale Verbindung 
zu Ihrem PC.
Der Speicherkarten-Leser befindet sich serienmä­
ßig auf der Rückseite des Erfassungsgerätes UNI- 
DAT M 16.
Auf der PC-Seite muß das externe Lesegerät ange­
schlossen werden, wobei der PC über einen freien Steckplatz verfügen muß, und die Kommunikation in 
beiden Richtungen ist perfekt.
Ihre, unter IPAS vorbereiteten, Aufnahmen können 
auf diesen Speicherkarten bereitgehalten und zur 
gewünschten Zeit in das UNIDAT M 16 übernommen werden.
Die mit UNIDAT M 16 durchgeführten Aufnahmen sind 
auf diesen Karten gespeichert und stehen für die 
Auswertung und Weiterbearbeitung unter IPAS ab­rufbereit. "

Die Programmbeschreibung weist weiterhin aus, daß mit dem 
Gerät zyklische und nichtzyklische Zeitaufnahmen, Verteilzeitstu­
dien, Multimoment Studien, Auswertungen von Zeitkauf nahmen» Daten­
übertragung an Personalcomputer (auch mittels Speicherkarten) 
sowie Dateilöschungen durchführbar sind.

Der Betriebsrat ist der Auffassung, die Einführung und An­
wendung dieses Systems ohne seine Beteiligung Verstöße gegen sein 
Mitbestimmungsrecht nach § 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG. Eis handele 
sich um eine technische Einrichtung der Datenverarbeitung, die 
zur Überwachung von Verhalten und Leistung bestimmt sei, weil sie 
bestimmte auf Arbeitnehmer bezogene Daten verarbeite und Aussagen 
über das Verhalten der Arbeitnehmer mache. Das System weise Merk-
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male eines kleinen Personalcomputers auf; eingebaut sei eine Ta­
bellenkalkulation, das bedeute, daß die Daten beliebig verknüpf- 
bar seien. Arbeitszeitstudien seien gerade nur dann sinnvoll, 
wenn das Arbeitsverhalten in der Zeiteinheit beurteilt werde. Das 
System enthalte nach seiner Beschreibung auch die Möglichkeit der 
Namenseingabe des überwachten Arbeitnehmers. Mit dem System sei 
auch eine Aussage über Gruppenleistungen möglich. Aufgenommene 
Daten könnten bestimmten Arbeitnehmern über eine sog. Ablaufnum- 
mer immer zugeordnet werden, weil diese einerseits in den jewei­
ligen Vorgang eingegeben werde und andererseits auf einem 
schriftlichen Aufnahmebogen enthalten sei. Die Daten des Systems 
würden deshalb erhoben, um sie in einem Zentralrechner in viel­
fältiger Weise zu verarbeiten.

Der Betriebsrat hat beantragt

festzustellen, daß die Einführung des Erfassungs­
und Auswertungssystems für Zeitaufnahme des Typs 
UNIDAT/IPAS der Mitbestimmung des Betriebsrates 
bedarf
und zweitinstanzlich den Antrag dahingehend er­
weitert
festzustellen, daß die Einführung und Anwendung 
des Erfassungs- und Auswertungssystems für Zeit­
aufnahmen des Typs UNIDAT/IPAS der Mitbestimmung 
bedarf.

Der Arbeitgeber hat beantragt, den Antrag abzuweisen.

Der Arbeitgeber ist der Ansicht, die Einführung und Anwen­
dung des Erfassungs- und Auswertungssystems UNIDAT/IPAS unterlie­
ge nicht der Mitbestimmung des Betriebsrates nach § 87 Abs. 1 
Nr. 6 BetrVG, weil es sich weder um eine technische Einrichtung
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i.S. dieser Vorschrift handele, noch das Gerät in der Lage sei, 
Verhalten oder Leistung von Personen zu überwachen und ferner 
auch nicht zu einer solchen Überwachung bestimmt sei. Gerät und 
Software seien mit der Kopplung von Stoppuhr und Taschenrechner, 
wie sie früher vom Zeitstudienmann verwendet wurden, vergleich­
bar. Es würden bestimmte Zeiten aufgenommen und gespeichert und 
noch vor einer Auswertung erfolge der Ausdruck der erfaßten In­
formationen als Urprotokoll. Jede weitere Auswertung der Daten 
sei ohne diesen Ausdruck blockiert. Diese weitere Auswertung zur 
Ermittlung der Vorgabezeiten erfolge rechnergestützt und werde 
ebenfalls ausgedruckt. Die beim Arbeitgeber eingesetzte Software 
erlaube ausschließlich eine Vorgabezeitermittlung und keinerlei 
andere Auswertung.

Der Schutzzweck der Norm gebiete, daß es sich bei einer 
technischen Einrichtung i.S. des § 87 Abs. 1 Nr. 6 EetrVG um ein® 
solche handele, die eigenständige Kontrollwirkung entfalten kön­
ne. Das umstrittene Zeitaufnahmegerät jedoch sei durch den Zeit=- 
studienmann wie eine Stoppuhr zu bedienen; ein Unterschied beste­
he nur darin, daß die aufgenommenen Zeiten nicht mehr abgelesen 
und per Hand in eine Liste eingetragen würden. Darüber hinaus sei 
das Zeitaufnahmegerät unselbständig, weil der Zeitstudienmann die 
Zeitaufnahme auslöse und dieser Herr des Verfahrens sei. Gleiches 
gelte für den anschließenden Rechenvorgang.

Eine Überwachung eines Arbeitnehmers scheide begrifflich 
schon deswegen aus, weil es sich um eine einmalige Momentaufnahme 
in einem vergleichsweise kurzen Zeitraum handele, die allenfalls 
für diesen Zeitraum Rückschlüsse auf Verhalten oder Leistung zu-
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lasse. Eine Überwachung setze die Erhebung oder Verarbeitung per­
sonenbezogener Daten voraus. Entscheidend sei bei der Zeitaufnah­
me aber gerade, wie lange ein x-beliebiger Arbeitnehmer bei einem 
bestimmten Leistungsgrad für einen Arbeitsvorgang benötige. Per­
sonenbezogene Daten würden in das Gerät nicht eingegeben. Die 
Einrichtung habe nur den Zweck, Vorgabezeiten zu ermitteln und 
diese Tätigkeit habe mit Überwachung von Arbeitnehmern nichts zu 
tun. Eine Individualisierbarke.it dieser Leistungsdaten sei nur 
unter Zuhilfenahme des Zeitaufnahmebogens Z 10 möglich, dessen 
Aufbewahrung tarifvertraglich vorgeschrieben sei. Daraus erwachse 
kein sonst nicht vorhandenes Mitbestimmungsrecht des Betriebs­
rats. Der Arbeitgeber habe hier selbst keinen Entscheidungsspiel­
raum.

Letztlich habe er, der Arbeitgeber, keinerlei Interesse am 
Namen des Arbeitnehmers; entscheidend sei die Datensammlung zur 
Vorgabezeitermittlung. Deswegen wende er auch eine Programmversi­
on an, die die Eingabe personenbezogener Daten vermeide. Die 
bloße Rechen- und Speicherkapazität des Systems reiche für die 
Erfassung und Verarbeitung von Daten nicht aus; es komme auf die 
tatsächlich verwendeten Programme an.

Sofern ein Mitbestimmungsrecht des Betriebsrates nicht be­
reits am Wortlaut des § 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG scheitere, so 
stünden dem Sinn und Zweck der Vorschrift entgegen. Eine unbe­
grenzte anonyme Überwachung von Arbeitnehmern finde bei der Vor- 
gabezeitermittlung nicht statt.
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Letztendlich sei die tarifliche Regelung über die Vorgabe- 
zeitermittlung vollständig und abschließend, so daß ein Mitbe­
stimmungsrecht des Betriebsrats bereits nach § 87 Abs. 1 Ein­
gangssatz BetrVG ausscheide.

Das Arbeitsgericht hat den Antrag des Betriebsrates abgewie­
sen. Auf die Beschwerde des Betriebsrats hat das Landesarbeitsge­
richt dem Antrag des Betriebsrats einschließlich der in der 
2. Instanz erfolgten Antragserweiterung stattgegeben. Mit der 
Rechtsbeschwerde erstrebt der Arbeitgeber die Wiederherstellung 
des Beschlusses des Arbeitsgerichts, während der Betriebsrat be­
antragt, die Rechtsbeschwerde zurückzuweisen.

B. Die Rechtsbeschwerde des Arbeitgebers ist nicht begründet.

I. Der Antrag des Betriebsrats ist zulässig.

Die Frage, ob dem Betriebsrat in einer bestimmten Angelegen­
heit überhaupt ein Mitbestimmungsrecht zusteht oder nicht, kann 
im Beschlußverfahren zur gerichtlichen Entscheidung gestellt wer­
den. Erforderlich ist bei einem solchen auf die Feststellung 
eines Mitbestimmungsrechts gerichteten Antrag lediglich, daß die 
Angelegenheit, für die ein Mitbestimmungsrecht in Anspruch genom­
men oder geleugnet wird, so konkret umschrieben wird, daß mit 
einer Sachentscheidung über den Antrag feststeht» für welchen be­
trieblichen Vorgang ein Mitbestimmungsrecht bejaht oder verneint 
worden ist (BAGE 46, 367 = AP Nr. 9 zu § 87 BetrVG 1972 Überwa­
chung) . Dem genügt der Antrag festzustellen, daß die Einführung
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und Anwendung des Brfassungs- und Auswertungssystems für Zeitauf­
nahmen des Typs UNIDAT/IPAS der Mitbestimmung bedarf.

Der Arbeitgeber hat nach eigenem Vortrag den Betriebsrat bei 
der Einführung und der seit 1990 erfolgten Anwendung des Zeitauf­
nahmegeräts UNIDAT M 1S/IPAS über entsprechende Informationen und 
Vorschläge zum Abschluß einer freiwilligen Betriebsvereinbarung 
hinaus nicht beteiligt. Hieraus ergibt sich für den gestellten 
Antrag das erforderliche Rechtsschutzinteresse im Verfahren, das 
trotz der Anwendung auch noch hinsichtlich der Einführung dieses 
Gerätes besteht, weil die Frage umstritten ist, ob das Datener­
fassungsgerät ohne zwingende Mitbestimmung überhaupt eingeführt 
und gegebenenfalls mit welchen Einschränkungen durch eine er­
zwingbare Betriebsvereinbarung angewendet werden darf.

II. Der Antrag des Betriebsrats ist nach den nicht angegriffenen 
Feststellungen des Landesarbeitsgerichts auch begründet, so daß 
die Rechtsbeschwerde zurückzuweisen war.

1. Das strittige Zeitaufnahmesystem UNIDAT M 16/IPAS ist eine 
technische Überwachungseinrichtung im Sinne des § 87 Abs. 1 Nr. 6 
BetrVG.

a) Daß das Zeitaufnahmegerät begrifflich eine technische Ein­
richtung darstellt, bedarf nach den im Tatbestand festgestellten 
technischen Parametern keiner ausführlicheren Darstellung, Dar« 
über hinaus ist das Zeitaufnahmesystem UNIDAT M 16/IPAS auch eine 
Überwachungseinrichtung.

15
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


15

Der Senat hat zuletzt in seiner Entscheidung vom 26. März 
1991 (- 1 AIR 26/90 - AP Nr. 21 zu § 87 BetrVG 1972 Überwachung = 
BB 1991, 1566) seine ständige Rechtsprechung bestätigt, daß die 
Überwachung von Arbeitnehmern (durch Personen) bei ihrer Arbeits­
leistung nur dann mitbestimmungspflichtig ist, wenn sie mit Hilfe 
technischer Einrichtungen erfolgt (BAGE 47, 96 = AP Nr. 8 zu § 87 
BetrVG 1972 Ordnung des Betriebes, m.w.N.). Zur Zeitstudienauf­
nahme mittels zeitgeeichter Filmkameras hat der Senat bereits am 
10. Juli 1979 (Beschluß - 1 ABR 97/77 - AP Nr. 4 zu § 87 BetrVG 
1972 Überwachung = BB 1979, 1714) entschieden, daß deren Verwen­
dung der Mitbestimmung des Betriebsrates unterliegt, obwohl mit 
den verwendeten Kameras Filmaufnahmen der einzelnen Arbeitsplätze 
von nur maximal 12 Minuten gemacht wurden. Das Ergebnis dieser 
Entscheidung kann allerdings auf den vorliegenden F§11 nicht un­
mittelbar übertragen werden, weil der Senat damals darauf ab­
stellte, daß jede einzelnen Phase des Arbeitsverhaltens eines Ar­
beitnehmers im Film festgehalten werde und die jederzeitige Aus­
wertungsmöglichkeit des Filmes im besonderen Maße in die persön­
liche Sphäre des betreffenden Arbeitnehmers eingreife. Das Lan­
desarbeitsgericht Hamm (Beschluß vom 17. März 1978 - 3 TaBV 
29/78 - EzA § 87 BetrVG 1972 Kontrolleinrichtung Nr, 5 - DB 1978, 
1987) und das Landesarbeitsgericht Schleswig-Holstein (Beschluß 
vom 4. Juli 1985 - 5 TaBV 15/85 - NZA 1985, 673) haben bei der 
Zeitstudienaufnahme mittels einer Stoppuhr ein Mitbestimmungs­
recht zu Recht mit der Begründung verneint, die Kontrolle der Ar­
beitnehmer erfolge durch Aufsichtspersonen und nur unter Zuhilfe­
nahme einer Stoppuhr.
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b) Anders als ein® Stoppuhr ist das Zeiterfassungs- und Auswer­
tungssystem UNIDAT/IPAS zur Überwachung geeignet.

Nach ständiger Senatsrechtsprechung seit dem 14. September 
1984 (BAGE 46, 367 = AP Nr. 9 zu § 87 BetrVG 1972 Überwachung) 
unterliegt auch die technische Auswertung manuell erhobener Daten 
und nicht nur die technische Erhebung derselben dem Mitbestim­
mungsrecht des Betriebsrats. In zwei weiteren Entscheidungen (BAG 
Beschluß vom 23. April 1985 - 1 ABR 39/81 - AP Nr. 11 zu § 87 
BetrVG 1972 Überwachung = BB 1985, 1666; BAGE 51, 217 = AP Nr. 14 
zu § 87 BetrVG 1972 Überwachung) hat der Senat klargestellt, daß 
es bei der technischen Datenverarbeitung (nur) darauf ankomme, ob 
die Daten durch die technische Einrichtung programmgemäß zu Aus­
sagen über Verhalten und Leistung der Arbeitnehmer verarbeitet 
werden. Diese Entscheidungen haben, auch unter dem Aspekt des Da­
tenschutzes, vielfältige Aufnahme in die Literatur gefunden, die 
seither kaum noch überschaubar ist (vgl. etwa die Nachweise bei 
Schaub, Arbeitsrechts-Handbuch, 7. Aufl., § 235 II 6; Wiese, GK- 
BetrVG, 4. Aufl., Vorbem. zu § 87 Abs. 1 Nr. 6 sowie Gola/Wronka, 
Handbuch zum Arbeitnehmerdatenschutz, S. 345 ff. und Wohlgemuth, 
Datenschutz für Arbeitnehmer, 2. Aufl., S. XIX ff.).

Ob im vorliegenden Falle ein Mitbestimmungsrecht schon des­
halb bejaht werden kann, weil die Datenerhebung mittels einer 
technischen Einrichtung erfolgt, kann dahingestellt bleiben. Da­
gegen spricht, daß eine tatsächliche Beobachtung selbst durch den 
Arbeitsstudienmann erfolgt, der seinerseits erst die Datenerfas­
sung auslöst und durchführt. Die Aufnahmedaten selbst haben auch 
keine andere Qualität als die auf herkömmliche Weise erhobenen
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Daten. Das ausgedruckte Urprotokoll steht dem handschriftlich 
ausgefüllten Aufnahmebogen gleich.

Darin erschöpfen sich aber nicht die technischen Möglichkei­
ten des Systems UNIDAT M 16/IPAS. Nach den Feststellungen des 
Landesarbeitsgerichts ist dieses zur Datenspeicherung, -bearbei- 
tung, -Übertragung und -löschung geeignet. Nach der ständigen Se­
natsrechtsprechung seit der Entscheidung vom 14. September 1984 
ist das Verarbeiten von Verhaltens- und Leistungsdaten zu Aussa­
gen über Verhalten und Leistung für sich allein schon Überwachung 
(BAGE 46, 367 = AP Nr. 9 zu § 87 BetrVG 1972 Überwachung). Dieser 
Auffassung ist ein Teil der Literatur gefolgt und gliedert die 
durch Computer ermöglichte technische Überwachung seitdem in drei 
Phasen automatisierter Personaldatenverarbeitung (Matthes, RDV 
1985, 16; Gola/Wronka, aaO, S. 199; Wiese, aaO, § 87 Rz 365; Fit- 
ting/Auffarth/Kaiser/Heither, BetrVG, 17. Aufl., § 87 Rz 66,
66 a, 74 - 74 c; Däubler/Kittner/Klebe/Schneider, BetrVG,
3. Aufl., § 87 Rz 143; Etzel, Betriebsverfassungsrecht/ 4. Aufl., 
Rz 575; für elektronische Datenverarbeitung ein Mitbestimmungs­
recht wohl generell bejahend: Gnade/Kehrmann/Schneider/Blanke,
BetrVG, 2. Aufl., § 87 Rz 110, 111, 113; a.A. Stege/Weinspach,
BetrVG, 6. Aufl., § 87 Rz 106 e, 107 d, e; Galperin/Löwisch,
BetrVG, 6. Aufl., § 87 Rz 142 a; Dietz/Richardi, BetrVG,
6. Aufl., § 87 Rz 330, 333; Hess/Schlochauer/Glaubitz, BetrVG,
3. Aufl., § 87 Rz 260), von denen jede das Mitbestimmungsrecht 
des Betriebsrates auslösen kann, nämlich die Erhebung von Verhal­
tens- und Leistungsdaten, das Verarbeiten (Sichten, Ordnen, In- 
Beziehung-setzen) und die Beurteilung (Vergleich der Verhaltens-/ 
Leistungsaussage mit der Vorgabe). Ausreichend ist, wenn ledig-
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lieh ein Teil des Überwachungsvorganges mittels einer technischen 
Einrichtung erfolgt. Der Senat hat dazu in seiner "Technikerbe­
richtssystem-Entscheidung" ausgeführt, daß die Auswertung von 
Verhaltens- und Leistungsdaten durch die technische Einrichtung 
im Grunde (zwar) nichts anderes ist als der Nachvollzug menschli­
cher Gedankenarbeit. Der Umstand allein, daß die technische Ein­
richtung diese Vorgänge wie Sichten, Sortieren, Zusammenstellen, 
Trennen und In-Beziehung-setzen von Informationen und Vornehmen 
einfacher Rechenoperationen, in einem quantitativen Umfang und 
mit einem Zeit- und Kostenaufwand erledigt, der bei menschlicher 
Auswertung "praktisch unmöglich" wäre, macht die technische Aus­
wertung nicht zu einem Vorgang, der anders beurteilt werden müßte 
als die Auswertung durch den Menschen selbst (BAGE 46, 367,
381 f. = AP, aaO, zu 1 V 3 c der Gründe). Jedoch die Selektion 
der Daten und der damit verbundene Kontextverlust sowie die unbe­
grenzt mögliche Erstreckung der Verarbeitung auf alle Daten ein­
schließlich solcher, die weit zurückliegen und einen gegenwärti­
gen Aussagewert möglicherweise nicht mehr haben, können Einsich­
ten in Leistung und Verhalten von Arbeitnehmern möglich machen, 
die einmal bei herkömmlicher Überwachung nicht gegeben waren und 
zum anderen - was bedeutsamer erscheint - einer persönlichen» in­
dividualisierenden Beurteilung entbehren, was den Arbeitnehmer zu 
einem bloßen "Beurteilungsobjekt" machen kann (BAGE 46, 367,
380 = AP, aaO, zu B V 3 b der Gründe). Dieser Rechtsprechung sind 
auch die Verwaltungsgerichte in der Auslegung des fast wortglei­
chen § 75 Abs. 3 Nr. 17 BPersVG gefolgt (vgl. etwa BVerwG Be­
schluß vom 16. Dezember 1987 - 6 P 32/84 - NZA 1988, 513.; HessVGH 
Beschluß vom 29. März 1989 - BPV TK 3572/87 -, Die Personalver­
tretung 1991, 217).
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Dies«* Verständnis des Überwachungsbegriffs, daß das Verar­
beiten von Verhaltens- und Leistungsdaten zu Aussagen über Ver­
halten und Leistung für sich allein schon Überwachung i.S. von 
§ 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG sein kann, rechtfertigt sich aus dem 
Zweck der Vorschrift, das Persönlichkeitsrecht des Arbeitnehmers 
durch gleichberechtigte Teilhabe des Betriebsrats an der betref­
fenden Regelung zu schützen (Matthes, aaO). Daß auch die Verar­
beitung wahrer Tatsachenfeststellungen rechtsverletzend sein 
kann, wenn sie aufgrund der Zusammenstellung zu einer fehlerhaf­
ten Gewichtung verleiten können, hat der Senat ausführlich in der 
"Technikerberichtssystem-Entscheidung" mit der zur technischen 
Auswertung notwendigen Datenselektion und dem damit verbundenen 
Kontextverlust begründet (BAGE 46, 367, 380 = AP, aaO# zu B V 3 b 
der Gründe). Im vorliegenden Verfahren besteht die Möglichkeit, 
daß die durch das Zeitaufnahmegerät erhobenen Daten zu selektier­
ten und beliebig gewichteten Daten verarbeitet werden. Zwar wird 
die Leistung des Arbeitnehmers objektiv gemessen, jedoch stellt 
gerade diese LeistungsfestStellung nur einen bestimmten Abschnitt 
aus der Gesamtarbeitsleistung unter besonderen Bedingungen dar. 
Hinzu tritt eine Schätzung des Leistungsgrades, die gleichfalls 
nur auf einen bestimmten Ausschnitt bezogen ist. Die Speicherung 
und Verarbeitung (z.B. Vergleich der Leistungen) dieser manuell 
erhobenen Daten kann zur Grundlage der Beurteilung eines Arbeit­
nehmers gemacht werden, obwohl zutreffende Rückschlüsse auf die 
Gesamtleistung gar nicht möglich sind. Entscheidend ist, daß die 
technische Auswertung einer persönlichen, individualisierenden 
Beurteilung entbehrt und die Kenntnis des Arbeitnehmers von einer 
derartigen Verarbeitung von Verhaltens- und Leistungsdaten einen
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Anpassungsdruck erzeugt, d®r zu erhöhter Abhängigkeit des Arbeit­
nehmers führt und damit die freie Entfaltung seiner Persönlich­
keit behindert (BAGS 46, 367, 380 f. = AP, aaO, zu B V 3 b der 
Gründe).

c) Bei den mit den Zeitaufnahmegerät erhobenen Daten handelt es 
sich um Leistungsdaten von Arbeitnehmern, die nicht die gesamte 
Arbeitsleistung des Arbeitnehmers widerspiegeln. Ermittelt (beur­
teilt) wird bei der Zeitaufnahme gerade die Arbeit je Zeitein­
heit. Diese Leistungsdaten unterliegen programmgemäß einer Spei­
cherung und Verarbeitung im hier strittigen Zeitaufnahme- und 
-auswertungsgerät. Welche weitere Verarbeitung der Daten mittels 
des Programmes IPAS im einzelnen durchgeführt werden kann, ist 
durch das Landesarbeitsgericht nicht festgestellt worden. Jedoch 
steht nach dem ermittelten Tatbestand fest, daß eine programmge­
mäße Aufzeichnung und Verarbeitung von Leistungsdaten erfolgt.
Daß diese ermittelten Daten Auskunft über Leistungen bestimmter 
Arbeitnehmer darstellen (wenngleich eine Leistungsbeurteilung des 
bestimmten Arbeitnehmers nicht Zweck der Zeitaufnahme ist), ist 
unstrittig und es kann deshalb dahinstehen, welche einzelnen Aus­
wertungsschritte mit dem Zeitaufnahmegerät UNIDAT M 16 allein 
oder in Verbindung mit dem Auswertungsprogramm IPAS an einem Per­
sonalcomputer oder, wie der Betriebsrat besorgt, an einem Groß­
rechner vollzogen werden können.

d) Überwachung des einzelnen Arbeitnehmers durch technische 
Einrichtungen setzt voraus, daß die ermittelten und aufgezeichne­
ten Verhaltens- und Leistungsdaten auch einzelnen Arbeitnehmern 
zugeordnet werden können, der einzelne Arbeitnehmer also identi-
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fizierbar ist (SAGE 44, 285, 317 f. = AP Nr. 7 zu § 87 BetrVG 
1972 Überwachung, zu C V 4 a der Gründe). Daß der einzelne Ar­
beitnehmer unter Zuhilfenahme des Zeitaufnahmebogens ermittelt 
werden kann, steht nicht im Streit. Unerheblich ist, ob eine Ver­
knüpfung zwischen Zeitaufnahmebogen und Zeitaufnahmegerät vorhan­
den ist. Auf welche Weise erfaßte Leistungs- und Verhaltensdaten 
bestimmten Arbeitnehmern zugeordnet werden können ... ist gleich­
gültig. Die Identifizierung muß nicht durch die technische Ein­
richtung selbst erfolgen (BAGE, aaO).

Daß diese Identifizierung schon deswegen möglich sein muß, 
weil sie nach § 5 Nr. 9 d LRTV vorgeschrieben ist, steht einem 
Mitbestimmungsrecht nicht im Wege. Ein Vergleich mit dem Beschluß 
des Senats vom 10. Juli 1979 in der sogenannten "Fahrtenschrei­
berentscheidung" (AP Nr. 3 zu § 87 BetrVG 1972 Überwachung) geht 
schon deswegen fehl, weil dort die Überwachungseinrichtung als 
solche gesetzlich vorgeschrieben war. Danach bestand kein Raum 
für ein irgenwie geartetes Mitbestimmungsrecht des Betriebsrates. 
Im vorliegenden Falle ist die Art des Überwachungsgeräts nicht 
tariflich vorgeschrieben, der Arbeitgeber hat sieh für ein System 
entschieden, das nicht lediglich zur Zeitaufnahme bestimmt ist, 
sondern die Verarbeitung von Leistungsdaten zuläßt. Erst die Aus­
wahl dieses zur Verarbeitung von Leistungsdaten geeigneten Sy­
stems in Verbindung mit der Tarifvorschrift des § 5 Nr. 9 d LRTV 
führt zur Überwachungsmöglichkeit.

e) Das Zeitaufnahmegerät ist i.S. des § 87 Abs.. 1 Nr. 6 BetrVG 
zur Überwachung bestimmt.
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Eine technische Einrichtung, die aufgrund des verwendeten 
Programms Verhaltens- und Leistungsdaten auswertet, ist zur Über­
wachung geeignet und damit bestimmt (BAGE 46, 367, 383 = AP, aaO, 
zu B V 5 der Gründe). Das vorliegend verwendete Programm errech­
net Leistungsdaten von Arbeitnehmern, die aufgrund einer Zeitauf­
nahme erhoben werden. So ist das Gerät dazu bestimmt, aufgenomme­
ne Daten einem bestimmten Leistungsgrad zuzuordnen. Daß die auf­
genommenen Daten nicht primär einer bestimmten Person zugeordnet 
werden sollen, ist nach dem verwendeten Programm anzunehmen. Eine 
solche Möglichkeit der Zuordnung besteht jedoch. In welchem Um­
fang eine programmgemäße (Weiter-) Verarbeitung der Daten mittels 
Personalcomputer und dem Programm IPAS noch erfolgt, d.h. welche 
zusätzliche Datenverarbeitungs-, Übertragungs- und Speicherungs­
möglichkeit noch besteht, hat das Landesarbeitsgericht im einzel­
nen nicht aufgeklärt. Es hat jedoch festgestellt, die Möglichkei­
ten der jederzeitigen Abrufbarkeit und Verknüpfbarkeit seien so 
umfassend, daß eine neue Situation entstehe. Diese Feststellung 
hat die Rechtsbeschwerde nicht mit Verfahrensrügen angegriffen, 
so daß der Senat von ihnen auszugehen hat. Für den Senat steht 
damit bindend fest, daß über das bei einer manuellen Zeiterfas­
sung hinausgehende Maß eine Verknüpfung der Leistungsdaten und 
damit eine vom Kontext gelöste Überwachung möglich ist-

Dementsprechend hat der Betriebsrat bei der Einführung und 
Anwendung dieses Systems ein Mitbestirnmungsrecht nach § 87 Abs. 1 
Nr. 6 BetrVG.

2. Entgegen der Auffassung des Arbeitgebers ist das Mitbestim­
mungsrecht des Betriebsrats nicht durch eine abschließende tarif-
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liehe Regelung zur Vorgabezeitermittlung ausgeschlossen (§ 87 
Abs. 1 Eingangssatz BetrVG). Entsprechend dem Sinn des Ausschlus­
ses des Mitbestimmungsrechts bei einer bestehenden gesetzlichen 
oder tariflichen Regelung greift der Vorrang des § 87 Abs. 1 Ein­
gangssatz BetrVG nur ein, wenn die gesetzliche oder tarifliche 
Regelung die mitbestimmungspflichtige Angelegenheit selbst in­
haltlich und abschließend regelt und damit dem Schutzzweck des 
Mitbestimmungsrechts Genüge tut (vgl. zuletzt BAG Beschluß des 
Großen Senats vom 3. Dezember 1991 - GS 2/90 - zur Veröffentli­
chung vorgesehen, m.w.N.; davor statt vieler BAGE 56, 346 und 57, 
309 = AP Nr. 31 und 33 zu § 87 BetrVG 1972 Lohngestaltung).

Zwingend regelt § 5 Nr. 9 LRTV die Methode (Fortschritts­
zeitverfahren oder Einzelzeitverfahren) der Zeitaufnahme und daß 
diese unter Verwendung von Zeitmeßgeräten zu erfolgen hat. Die 
Vorschrift regelt darüber hinaus detailliert die förmlichen An­
forderungen an die Zeitaufnahme durch den Zeitstudienmann, etwa 
den Inhalt des Zeitaufnahmebogens und dessen Aufbewahrung sowie 
einzelne Vorgaben an den Zeitstudienmann, wie dessen Standort bei 
der Zeitaufnahme, die Anwendung des zutreffenden Zeitaufnahmebo­
gens und Anforderungen an das Schätzen des Leistungsgrades. Nicht 
geregelt ist im Tarifvertrag, was für ein Zeitmeßgerät zu verwen­
den ist. Die Wahl eines bestimmten Gerätes kann deshalb ein Mit­
bestimmungsrecht auslösen, wenn die Tatbestandsvoraussetzungen 
für ein Mitbestimmungsrecht nach § 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG erfüllt 
sind.

Die Tatsache, daß der LRTV eine detaillierte Regelung der 
Umstände der Zeitaufnahme enthält, kann ein Mitbestimmungsrecht
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des Betriebsrats nicht ausschließen. Erkennbar beschränkt sich 
der Regelungsgegenstand des LRTV auf die Zeitaufnahme und deren 
Auswertung. Gerade hinsichtlich der Speicherung (Aufbewahrung), 
Übertragung (Weitergabe), weiteren Verarbeitung und Löschung 
(Vernichtung) solcher Zeitaufnahmedaten regelt der LRTV nichts 
außer der Pflicht zur Aufbewahrung der Zeitaufnahmebögen. Eine 
Regelung, die sich auch nur ansatzweise mit der Überwachung mit­
tels Zeitaufnahmegeräten befaßt, haben die Tarifvertragsparteien 
erkennbar nicht getroffen. Dann aber ist die Regelung des LRTV 
zumindest hinsichtlich der Fragen, die über die eigentliche Zeit“ 
aufnähme und die Fertigung des Zeitaufnahmebogens hinausgehen, 
nicht abschließend und der Mitbestimmung des Betriebsrates zu­
gänglich.

Dementsprechend war die Rechtsbeschwerde zurückzuweisen.

Dr. RostDr. Kissel
Mager

Dr. Weller
H. Paschen
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